
Bericht  zur
Mitgliederversammlung 2026
geschrieben von MLaw Steven Hürlimann | August 14, 2026
Rund  60  Mitglieder  und  Gäste  nahmen  an  der  diesjährigen
Mitgliederversammlung  des  Baselstädtischen  Angestellten
Verbandes  (BAV)  teil,  welche  am  3.  Juni  2026  im
Universitätsspital  Basel  stattfand.

Der  statutarische  Teil  der  Mitgliederversammlung,  durch
welchen, wie üblich, BAV Präsident Dr. Gregor Thomi gekonnt
führte,  dauerte  rund  45  Minuten.  Sämtliche  Anträge  des
Vorstandes  wurden  grösstenteils  einstimmig  angenommen.  Dies
bedeutet im Einzelnen:

Das  Protokoll  der  ordentlichen  Mitgliederversammlung  2025
wurde  genehmigt  und  dem  Verfasser  der  Dank  ausgesprochen.
Ebenfalls  genehmigt  wurden  der  Jahresbericht  2025,  die
Jahresrechnung 2025 sowie das Budget 2026. Der Jahresgewinn
2025 wurde auf die neue Rechnung vorgetragen und dem Vorstand
wurde von der Mitgliederversammlung Décharge erteilt.

Ferner beschloss die Mitgliederversammlung einstimmig, die an
der  letztjährigen  Mitgliederversammlung  beschlossenen
Mitgliederbeiträge  auch  für  das  Jahr  2027  unverändert
beizubehalten.  Diese  betragen  weiterhin  CHF  185.00  für
Aktivmitglieder sowie CHF 95.00 für pensionierte Mitglieder
und Lehrlinge.

Leider musste der BAV seine langjährige Kassierin Sandra Haas
aus  dem  Vorstand  verabschieden.  Aufgrund  ihres  vorzeitigen
Ruhestandes und ihres Wegzuges aus der Region Basel trat sie
per Mitgliederversammlung aus dem Vorstand zurück; bleibt dem
Verband jedoch als Mitglied erhalten. Präsident Dr. Gregor
Thomi  würdigte  ihren  langjährigen  und  engagierten  Einsatz
zugunsten des Verbandes und dankte ihr im Namen des Vorstandes
herzlich für ihre wertvolle Arbeit.
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Als  neues  Vorstandsmitglied  wurde  Leila  Trenkle  durch
Akklamation für die restliche Amtsdauer bis zur ordentlichen
Mitgliederversammlung  2028  gewählt.  Leila  Trenkle  ist  seit
rund 20 Jahren Mitglied des BAV und seit über 23 Jahren beim
Kanton Basel Stadt tätig. Der Vorstand freut sich sehr über
ihre  Bereitschaft,  sich  künftig  aktiv  für  den  Verband
einzusetzen.

Der Vorstand* des BAV setzt sich nun wie folgt zusammen:

Dr. Gregor Thomi Präsident

Prof. Dr. Anne Eckert Vizepräsidentin

Leila Trenkle  

Dr. Markus Dürrenberger  

Christian Heim  

Werner Weisskopf  

Patrizia Bardelli  

Haci Akgül  

Paula Vicentini  

Susanne Handschin  
* Der Verbandssekretär hat im Vorstand Sitz und Stimme.

Auch  der  Beirat  konnte  verstärkt  werden:  Die
Mitgliederversammlung  wählte  Jacqueline  Hofner  durch
Akklamation  für  die  restliche  Amtsdauer  bis  zur
Mitgliederversammlung  2028  in  den  Beirat.

Der Beirat setzt sich nun wie folgt zusammen:

Thomas Mohler Präsident

Roger Chitvanni  

Michèle Runco  

Michel Vogel  
Als Revisorin beziehungsweise Revisor für das Rechnungsjahr
2026  wurden  Cornelia  Kilchherr-Richter  und  Oliver  Meury



gewählt. Als Ersatzrevisoren wählte die Mitgliederversammlung
Georges Enz und Robert Zimmermann.

Besonders gefreut hat die Verantwortlichen des BAV, dass auch
in diesem Jahr verschiedene Gäste der Mitgliederversammlung
beiwohnten. Von Seiten des Kantons Basel Stadt nahm der Leiter
von HR Basel Stadt, Samir Stroh, an der Versammlung teil.
Ebenfalls  anwesend  war  Urs  Stauffer,  Präsident  des
Zentralverbandes Öffentliches Personal Schweiz, der sich mit
einem Grusswort an die Anwesenden richtete. Er dankte zunächst
dem  Gründungsmitglied  BAV  für  dessen  langjährige  Tätigkeit
zugunsten  des  Zentralverbandes  sowie  für  die  reibungslose
Organisation der diesjährigen Delegiertenversammlung des ZV.
Anschliessend ging er auf die aktuellen Tätigkeitsfelder und
Herausforderungen  des  Zentralverbandes  sowie  dessen  breites
Netzwerk  ein.  Abschliessend  hielt  er  fest,  dass  die
gegenwärtige  Stimmungslage  in  Politik  und  Gesellschaft
deutlich aufzeige, wie wichtig starke Personalverbände vor Ort
und  Dachorganisationen  wie  der  Zentralverband  Öffentliches
Personal Schweiz seien.

Nach  dem  offiziellen  Teil  bot  sich  den  anwesenden
Verbandsmitgliedern  und  Gästen  beim  traditionellen  Essen
Gelegenheit für einen angeregten Austausch untereinander und
mit  den  Vorstandsmitgliedern.  Für  zusätzliche  Unterhaltung
sorgte  ein  humorvoller  Beitrag  von  Stefan  Uehlinger,  auch
bekannt  aus  dem  Theater  Fauteuil  Basel  mit  seinem
vorweihnachtszeitlichen Programm «Märchen für Erwachsene», der
den Abend stimmungsvoll abrundete.

MLaw Steven Hürlimann
Sekretär BAV

_____________________________________________

KONTAKTMÖGLICHKEITEN BAV

Adresse:     St. Alban-Vorstadt 21,
                  4052 Basel



Telefon:     061 272 45 11
E-Mail:      info@bav-bs.ch
Website:    www.bav-bs.ch

Bericht  zur
Mitgliederversammlung 2025
geschrieben von MLaw Steven Hürlimann | August 14, 2026
Rund  70  Mitglieder  und  Gäste  nahmen  an  der  diesjährigen
Mitgliederversammlung  des  Baselstädtischen  Angestellten-
Verbandes  (BAV)  teil,  welche  am  5.  Juni  2025  im
Universitätsspital  Basel  stattfand.

Der  statutarische  Teil  der  Mitgliederversammlung,  durch
welchen – wie üblich – BAV-Präsident Dr. Gregor Thomi gekonnt
führte,  dauerte  rund  eine  Stunde.  Sämtliche  Anträge  des
Vorstandes  wurden  –  grösstenteils  einstimmig  –  angenommen.
Dies bedeutet im Einzelnen:

Das Protokoll der ordentlichen Mitgliederversammlung 2024, der
Jahresbericht  2024  sowie  die  Jahresrechnung  2024  wurden
genehmigt und dem Vorstand wurde von der Mitgliederversammlung
Décharge erteilt. Der eingetretene Jahresverlust 2024 wurde
auf die neue Rechnung vorgetragen. Ebenfalls genehmigt wurde
das Budget 2025.

Des Weiteren hat die Mitgliederversammlung den Vorstand zur
teilweisen Auflösung des Aktionsfonds I zwecks Deckung des
eingetretenen Verlusts ermächtigt. Dr. Gregor Thomi erläuterte
den  anwesenden  Mitgliedern,  dass  der  Jahresverlust  2024
insbesondere auf Mehrausgaben in verschiedenen Bereichen (es
wird alles immer teurer), welche sich summieren, sowie offene
Mitgliederbeiträge in Höhe von über CHF 15’000 zurückzuführen
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ist.  Im  Rechnungsjahr  2021  hat  der  BAV  noch  einen  Gewinn
gemacht. Im Jahr 2022 stand jedoch der Jubiläumsanlass an, der
über CHF 30‘000 kostete. Der Vorstand war sich damals bewusst,
dass der Verband dadurch im Jahr 2022 einen Verlust einfahren
wird, befand es aber für wichtig und angezeigt, dass der BAV
sein 125-jähriges Jubiläum ordentlich feiert. Der Vorstand hat
sich damals vorbehalten, zu einem späteren Zeitpunkt – wenn
nötig – auf den Aktionsfonds I des Verbandes zurückzugreifen,
um ein allfälliges Defizit zu decken. Der Aktionsfonds I wurde
über Jahrzehnte geäufnet, mit dem Zweck, Kapital für spezielle
Aktionen und Anlässe zur Verfügung zu haben.

Um den finanziellen Negativtrend zu stoppen und die Existenz
des Verbandes in der heutigen Form zu sichern und langfristig
zu gewährleisten, hat der Vorstand diverse weitere Massnahmen
eingehend geprüft und schliesslich beschlossen. Im Vordergrund
stand  dabei,  dass  beim  Leistungsangebot  des  Verbandes
keinerlei Abstriche gemacht werden sollen. Der BAV soll sich
weiterhin  im  bisherigen  Umfang  in  die  Sozialpartnerschaft
einbringen  können  und  nach  wie  vor  einen  qualitativ
hochwertigen, unentgeltlichen Rechtsschutz für die Mitglieder
anbieten können.

Der  Vorstand  hat  beschlossen,  die  Digitalisierung
voranzutreiben und gleichzeitig Geld einzusparen. Ab dem Jahr
2026 wird die Einladung für die Mitgliederversammlung sowie
weitere  Verbandskorrespondenz  nur  noch  elektronisch
verschickt. Dies bedeutet, dass der Jahresbericht künftig zwar
weiterhin professionell gestaltet, aber nicht mehr gedruckt
wird. Mit dem Verzicht, den Jahresbericht zu drucken und den
wegfallenden  Porti  sowie  weiteren  Druckkosten  lassen  sich
jährlich  mehrere  tausend  Franken  einsparen.  Die  Mitglieder
sind  aufgefordert,  dem  Sekretariat  ihre  aktuelle  E-Mail-
Adresse mitzuteilen. Für Mitglieder, die keine E-Mail-Adresse
haben, wird sich eine Lösung finden. Ebenso wird sich eine
Lösung  für  Mitglieder  finden,  welche  die  Korrespondenz
zwingend noch per Post erhalten wollen.



Der Verband versucht laufend auch in anderen Bereichen, Kosten
einzusparen, sofern damit kein Qualitätsverlust verbunden ist.
Es werden beispielweise günstigere Alternativen für bestehende
Software-Lösungen  geprüft.  BAV-Präsident  Dr.  Gregor  Thomi
konstatierte,  dass  der  Verband  trotz  der  eingeleiteten
Sparmassmassnahmen  nicht  um  eine  Mitgliederbeitragserhöhung
herumkommt. Die Mitgliederbeiträge wurden seit dem Jahr 2013
nicht mehr erhöht. Seither sind jedoch die allgemeinen Kosten,
etwa  für  Dienstleistungen,  Infrastruktur  und  Kommunikation,
kontinuierlich gestiegen. Der Lohn der Aktivmitglieder wurde
in  den  letzten  Jahren  laufend  an  die  gestiegene  Teuerung
angepasst;  der  Mitgliederbeitrag  beim  BAV  hingegen  nicht.
Gleichzeitig befinden sich die Mitgliederbeiträge des BAV im
Vergleich  zu  anderen  lokalen  Personalverbänden  auf  einem
deutlich  tieferen  Niveau.  Um  der  Entwicklung  Rechnung  zu
tragen,  schlug  der  Vorstand  eine  moderate  Anpassung  der
Mitgliederbeiträge vor:

– Aktivmitglieder: Erhöhung um CHF 25 pro Jahr (somit rund CHF
2.00 pro Monat)
– Pensionierte Mitglieder / Lehrlinge: Erhöhung um CHF 15 pro
Jahr (somit CHF 1.25 pro Monat)

Die Mitgliederversammlung folgte dem Vorstand und beschloss
für das Jahr 2026 folgende Mitgliederbeiträge:

– Aktivmitglieder: CHF 185.00
– Pensionierte Mitglieder / Lehrlinge: CHF 95.00

Diese  Beitragserhöhung  wird  es  dem  Verband  ermöglichen,
entspannter  in  die  Zukunft  zu  schauen  und  das  aktuelle,
attraktive Leistungsangebot aufrechtzuerhalten.

Für  den  Vorstand  und  den  Beirat  des  BAV  endete  mit  der
Mitgliederversammlung  vom  5.  Juni  2025  eine  dreijährige
Amtsdauer. Gemäss Art. 9 der Statuten des BAV gehören die Wahl
des Vorstandes – mit Ausnahme des Sekretärs – und die Wahl des
Verbandspräsidenten  sowie  des  Beirats  zu  den  Aufgaben  der



Mitgliederversammlung. Erfreulicherweise haben sich sämtliche
aktuellen Vorstandsmitglieder bereit erklärt, sich für eine
weitere Amtsperiode zur Wahl zu stellen. Sie wurden von der
Mitgliederversammlung  mit  Dr.  Gregor  Thomi  als
Verbandspräsidenten für eine neue dreijährige Amtsperiode in
globo wiedergewählt. Dem Vorstand ist es gelungen, Susanne
Handschin  als  zusätzliches  Vorstandsmitglied  zu  gewinnen.
Susanne Handschin ist seit knapp zehn Jahren Mitglied im BAV
und hat rund 30 Dienstjahre beim Kanton Basel-Stadt. Sie wurde
von der Mitgliederversammlung durch Akklamation gewählt. Der
Vorstand* des BAV setzt sich nun wie folgt zusammen:

Dr. Gregor
Thomi

Präsident

Prof. Dr. Anne
Eckert

Vizepräsidentin

Sandra Haas Kassierin / Ressort Finanzen

Dr. Markus
Dürrenberger

Ressort Versicherungen / Ressort Universität

Christian Heim Ressort Personalrecht

Werner
Weisskopf

Ressort Public Relations / Ressort Spitäler

Patrizia
Bardelli

 

Haci Akgül  

Paula Vicentini  

Susanne
Handschin

 

* Der Verbandssekretär hat im Vorstand Sitz und Stimme.

Ebenso hat die Mitgliederversammlung die bisherigen Mitglieder
des  Beirates  in  globo  für  die  Amtsdauer  2025  bis  2028
wiedergewählt. Der wiedergewählte Beirat setzt sich wie folgt
zusammen:



Thomas Mohler Präsident

Roger Chitvanni  

Michèle Runco  

Michel Vogel  

Stipan Bonic  

Als Revisorinnen für das Rechnungsjahr 2025 wurden von der
Mitgliederversammlung  die  BAV-Mitglieder  Leila  Trenkle  und
Oliver Meury, als Ersatzrevisorin bzw. Ersatzrevisor die BAV-
Mitglieder Cornelia Kilchherr-Richter und Robert Zimmermann,
gewählt.

Besonders gefreut hat die Verantwortlichen des BAV, dass auch
in  diesem  Jahr  diverse  Gäste  und  ein  Ehrenmitglied  der
Mitgliederversammlung  beiwohnten:  Von  Seiten  des  Kantons
Basel-Stadt nahm der Leiter von HR Basel-Stadt, Dr. Samir
Stroh,  an  der  Mitgliederversammlung  teil.  Die
Angestelltenvereinigung  Region  Basel  (arb)  war  durch  den
ehemaligen  Präsidenten  Christoph  Plattner  vertreten.  Als
Repräsentant  des  Beamtenbund  Tarifunion,
Regierungsbezirksverbandes  Freiburg,  war  der  Vorsitzende
Markus Eichin zugegen. Seitens der Ehrenmitglieder des BAV war
der frühere BAV-Präsident Dr. Christoph Meier anwesend.

Nach  dem  offiziellen  Teil  bot  sich  den  anwesenden
Verbandsmitgliedern  und  Gästen  beim  traditionellen  Essen
Gelegenheit  für  einen  Austausch  untereinander  und  mit  den
Vorstandsmitgliedern.

________________________________

KONTAKTMÖGLICHKEITEN BAV

Adresse:      St. Alban-Vorstadt 21,
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Website:      www.bav-bs.ch

Jubiläumsanlass  und
Mitgliederversammlung 2022
geschrieben von Gabriela Sollberger | August 14, 2026
Rund  150  Mitglieder  und  Gäste  nahmen  an  der  diesjährigen
Mitgliederversammlung  des  BAV  teil,  welche  auf  dem  Basler
Eventschiff MS Rhystärn stattfand und im Zeichen des 125-Jahr-
Jubiläums des BAV stand. Neben den ordentlichen Traktanden wie
Genehmigung  von  Jahresbericht,  Jahresrechnung  sowie  Budget
waren  auch  Gesamterneuerungswahlen  des  Vorstandes  und  des
Beirates vorzunehmen.

Der BAV feiert in diesem Jahr sein 125-Jahr-Jubiläum (siehe
hierzu Beitrag in der ZV Info Ausgabe 2022 03). Aus diesem
Grund fand die diesjährige Mitgliederversammlung in besonderem
Rahmen statt: Das Jubiläum wurde auf dem Rhein gefeiert – der
Vorstand des BAV freute sich, am 21. Juni 2022 um 17.30 Uhr
rund 150 Mitglieder und Gäste auf dem Eventschiff MS Rhystärn
begrüssen zu dürfen. Dies, nachdem die Mitgliederversammlungen
2020 und 2021 aufgrund der Coronavirus-Pandemie jeweils nur
auf dem Schriftweg hatten durchgeführt werden können.

Die Mitglieder und Gäste wurden unmittelbar nach dem Boarding
zu einem Apéro auf dem Panoramadeck der MS Rhystärn empfangen,
wo  nebst  Speis  und  Trank  die  Abendsonne  genossen  werden
konnte.  Der  statutarische  Teil  der  Mitgliederversammlung
erfolgte im gekühlten Bauch des Schiffes. Ein kleiner Teil der
Anwesenden ging um kurz vor 20 Uhr an der Schifflände in Basel
von Bord, während die überwiegende Mehrheit sich das 3-Gang-
Menü  nicht  entgehen  liess  und  die  Fahrt  auf  dem  Rhein
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sichtlich  genoss.  Um  22  Uhr  bestand  eine  zweite
Ausstiegsmöglichkeit;  ein  beachtlicher  Teil  der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer nutzte jedoch die Gelegenheit,
bis 23 Uhr auf dem Schiff zu bleiben und diesen herrlichen
Sommerabend ausklingen zu lassen. Der statutarische Teil der
Mitgliederversammlung, durch welchen wie gewohnt BAV-Präsident
Dr. Gregor Thomi führte, dauerte rund 45 Minuten. Weder zur
Traktandenliste  an  sich  noch  zu  den  einzelnen  Traktanden
erfolgten Fragen, Anträge oder andere Wortmeldungen seitens
der anwesenden Mitglieder. Sämtliche Anträge des Vorstandes
wurden einstimmig angenommen. Dies bedeutet im Einzelnen:

Das Protokoll der ordentlichen Mitgliederversammlung 2021 auf
dem Schriftweg bzw. der sog. Restversammlung vom 23. September
2021, der Jahresbericht 2021 sowie die Jahresrechnung 2021
wurden  genehmigt  und  dem  Vorstand  wurde  von  der
Mitgliederversammlung Décharge erteilt. Der Jahresgewinn 2021
wurde auf die neue Rechnung vorgetragen. Ebenfalls genehmigt
wurde das Budget 2022. Der Mitgliederbeitrag wird auch für das
Jahr 2023 unverändert bei Fr. 160.– für Aktive und Fr. 80.–
für Pensionierte und Lehrlinge belassen.

Für  den  Vorstand  und  den  Beirat  des  BAV  endete  mit  der
Mitgliederversammlung  vom  21.  Juni  2022  eine  dreijährige
Amtsdauer. Gemäss Art. 9 der Statuten des BAV gehören die Wahl
des Vorstandes – mit Ausnahme des Sekretar̈s – und die Wahl des
Verbandspräsidenten  sowie  des  Beirats  zu  den  Aufgaben  der
Mitgliederversammlung. Erfreulicherweise haben sich sämtliche
aktuellen Vorstandsmitglieder bereit erklärt, sich für eine
weitere Amtsperiode zur Wahl zu stellen. Sie wurden von der
Mitgliederversammlung  mit  Dr.  Gregor  Thomi  als
Verbandspräsidenten für eine neue dreijährige Amtsperiode in
globo wiedergewählt. Der wiedergewählte Vorstand des BAV setzt
sich wie folgt zusammen:

Dr. Gregor Thomi, Präsident
Andreas Reyes
Sandra Haas



Dr. Markus Dürrenberger
Christian Heim
Werner Weisskopf
Patrizia Bardelli
Prof. Dr. Anne Eckert
Haci Akgül

Ebenso hat die Mitgliederversammlung die bisherigen Mitglieder
des  Beirates  in  globo  für  die  Amtsdauer  2022  bis  2025
wiedergewählt. Der wiedergewählte Beirat setzt sich wie folgt
zusammen:

Thomas Mohler
Roger Chitvanni
Michèle Runco
Michel Vogel

Als  Revisoren  für  das  Rechnungsjahr  2022  wurden  die  BAV-
Mitglieder  Claudius  Asche  und  Ralf  Vogt,  als
Ersatzrevisorinnen  Tanja  Antener  und  Susanne  Handschin
gewählt.

Wie  üblich  wurde  auch  an  der  diesjährigen
Mitgliederversammlung  der  verstorbenen  Verbandsmitglieder
gedacht. Der Präsident teilte den Anwesenden mit, dass den
BAV-Vorstand wenige Wochen vor der Mitgliederversammlung die
traurige  Nachricht  erreicht  hat,  dass  Dr.  Claudius  Alder,
Ehrenmitglied und ehemaliger Sekretär des BAV, im Alter von 84
Jahren verstorben ist. Dr. Claudius Alder war von 1970 bis
2001 Sekretär des BAV und hat die Geschichte des BAV geprägt
wie  kaum  ein  anderer.  Dr.  Georg  Schürmann,  ebenfalls
ehemaliger Sekretär des BAV und heute Verbandsmitglied, kannte
Claudius Alder sehr gut, weshalb der Präsident ihm das Wort
übergab. Dr. Georg Schürmann erzählte aus dem Leben von Dr.
Claudius  Alder,  insbesondere  über  die  Meilensteine,  bei
welchen er im Rahmen seiner Tätigkeit für den BAV mitwirkte,
und gab den Anwesenden Einblick in das Wesen, die Arbeitsweise
und Arbeitseinstellung von Dr. Claudius Alder.



Der  Präsident  erwähnte  sodann  die  Namen  der
Verbandsmitglieder,  von  deren  Ableben  der  Vorstand  im
Berichtsjahr 2021 Kenntnis nehmen musste. Da seit Mai 2019
aufgrund  der  Coronavirus-Pandemie  keine  physische
Mitgliedersammlung mehr durchgeführt werden konnte, erinnerte
der Präsident auch an diejenigen Kolleginnen und Kollegen, von
deren Ableben der Vorstand in den Berichtsjahren 2019 und 2020
Kenntnis nehmen musste. Die Verstorbenen werden durch Erheben
von den Sitzen geehrt.

Für einen erfreulichen und ebenso überraschenden Abschluss des
statutarischen Teils sorgte Markus Eichin, Vorsitzender des
Regierungsbezirksverbandes  Freiburg  des  Beamtenbundes
Tarifunion.  Namens  des  Regierungsbezirksverbandes  Freiburg
gratulierte er dem BAV zu seinem 125-jährigen Bestehen und
überreichte BAV-Präsident Dr. Gregor Thomi zwei Magnumflaschen
Wein einer Sonderedition.

MLaw Steven Hürlimann
Sekretär BAV, Advokat

Fotos: Raphael Alù

PKBS  senkt  technischen
Zinssatz  und  Umwandlungssatz
erneut
geschrieben von Gabriela Sollberger | August 14, 2026
Die Pensionskasse Basel-Stadt (PKBS) senkt per 1. Januar 2022
den technischen Zinssatz von 2,25 auf 1,75 Prozent. Per 1.
Januar 2024 wird zudem der Basis-Umwandlungssatz von 5,44 auf
5,20 Prozent gesenkt. Die Auswirkungen für die Versicherten
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werden mit der Einführung neuer Umwandlungssatz-Modelle und
weiterer Massnahmen sowie Übergangslösungen abgefedert.

Auch die Pensionskasse Basel-Stadt (PKBS) reagiert auf das
weiterhin tiefe Zinsumfeld und die tiefen Renditenerwartungen.
Wie  die  PKBS  am  24.  Juni  2021  mittels  Medienmitteilung
öffentlich kommuniziert hat, hat der Verwaltungsrat der PKBS
«zur Stärkung und Stabilisierung der Kasse» beschlossen, den
technischen Zinssatz per 1. Januar 2022 von 2,25 auf 1,75
Prozent zu senken. Per 1. Januar 2024 wird zudem der Basis-
Umwandlungssatz  von  5,44  auf  5,20  Prozent  reduziert.  Dank
dieser Massnahmen werde die Stabilität der Kasse und damit die
Rentensicherheit gewährleistet, wie aus der Medienmitteilung
vom 24. Juni 2021 hervorgeht. Die Versicherten wurden einen
Tag vor der öffentlichen Bekanntmachung mittels persönlichen
Briefs über die neuen Massnahmen informiert. Die laufenden
Renten sind von diesen Massnahmen nicht betroffen.

Als eine der Abfederungsmassnahmen führt der Verwaltungsrat
(per 1. Januar 2024) neue Umwandlungssatz-Modelle ein, die von
den  Vorsorgekommissionen  der  angeschlossenen  Vorsorgewerke
gewählt  und  von  den  jeweiligen  Vorsorgewerken  finanziert



werden  müssen.  Die  einzelnen  Vorsorgekommissionen  der
insgesamt  67  angeschlossenen  Vorsorgewerke  können  aus  fünf
verschiedenen  Modellen  auswählen  (siehe  Grafik).  Darunter
findet sich ein Splittingmodell, das keine Renteneinbusse auf
dem Sparguthaben bis 500 000 Franken vorsieht. Der darüber
liegende  Anteil  wird  mit  einem  tieferen  Umwandlungssatz
verrentet.  Mit  dieser  Möglichkeit  sollen  die  tieferen
Einkommen geschont werden. Gemäss Medienmitteilung der PKBS
vom  24.  Juni  2021  handelt  es  sich  hierbei  um  ein
«sozialpolitisch motiviertes» Modell, mit welchem die Renten
für viele Versicherte unverändert bleiben sollen.

Als  weitere  Abfederungsmassnahme  wird  das  Sparkapital  der
Aktivversicherten  am  1.  Januar  2024  zusätzlich  zur
ordentlichen Verzinsung um 2,50Prozent erhöht. Finanziert wird
diese  Abfederung  aus  den  vorhandenen  technischen
Rückstellungen.

Für Aktivversicherte, welche sich aufgrund ihres Alters auf
den 31. Dezember 2023 pensionieren lassen könnten, wird –
gemäss Mitteilung der PKBS – die Rente in Franken garantiert,
die sie bei einer Pensionierung per 31. Dezember 2023 unter
den bisherigen Bedingungen erhalten hätten. Im Weiteren bleibt
die  Überbrückungsrente  im  Vorsorgeangebot  bestehen,  sofern
eine solche im Vorsorgeplan des entsprechenden Vorsorgewerks
vorgesehen ist.

Aufgrund  der  jüngsten  vom  Verwaltungsrat  der  PKBS
beschlossenen  Massnahmen  wird  der  technische  Zinssatz
innerhalb weniger Jahre somit zum dritten Mal gesenkt: Per 1.
Januar 2019 fand eine Senkung von 3,0 auf 2,50 Prozent statt;
per  1.  Januar  2020  wurde  der  technische  Zinssatz  von
2,50Prozent auf 2,25 Prozent gesenkt und nun – per 1. Januar
2022  –  von  2,25  auf  1,75Prozent.  Unbestritten  ist,  dass
aufgrund  der  von  der  PKBS  im  Juni  2021  kommunizierten
Massnahmen  für  die  Aktivversicherten  eine  weitere
Verschlechterung  ihrer  Altersvorsorge  Tatsache  wird.  Egal
welches der fünf Umwandlungssatz-Modelle von den jeweiligen



Vorsorgekommissionen  gewählt  wird,  werden  die
Aktivversicherten, die jünger als 58 Jahre alt sind, sich mit
einer rund 1 Prozent geringeren Altersrente abfinden müssen
(bei gleichem Alterssparkapital).

Neue Umwandlungssatzmodelle PKBS



Quelle: Medienmitteilung PKBS vom 24. Juni 2021 (www.pkbs.ch)

 

Dr. Markus Dürrenberger
Vorstandsmitglied BAV

Baselstädtisches
Personalrecht:  Das
Massnahmenrecht
geschrieben von Gabriela Sollberger | August 14, 2026
Von  der  Anstellungsbehörde  angeordnete  personalrechtliche
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Massnahmen  sind  regelmässig  Gegenstand  von  Anfragen
rechtsuchender  Mitglieder  an  das  Sekretariat  des
Baselstädtischen Angestellten-Verbandes (BAV). Der vorliegende
Beitrag  soll  einen  Überblick  über  die  entsprechenden
Regelungen  im  Anwendungsbereich  des  Personalgesetzes  des
Kantons Basel-Stadt geben.

Allgemeines
Insbesondere  aufgrund  der  eingeschränkten
Beendigungsmöglichkeiten des Dienstverhältnisses seitens der
Anstellungsbehörde  kam  dem  Disziplinarrecht  im  öffentlichen
Dienst lange Zeit eine zentrale Bedeutung zu. Aufgrund der mit
der weitgehenden Abschaffung des Beamtenstatus einhergehenden
Lockerung des Kündigungsschutzes erfolgte in vielen Kantonen
allerdings eine Abschwächung des Disziplinarrechts oder gar
ein Verzicht darauf (vgl. Häfelin/Müller/Uhlmann, Allgemeines
Verwaltungsrecht,  7.  Auflage,  RZ  2069).  Das  herkömmliche
Disziplinarrecht  wurde  im  Rahmen  der  Revision  des
Personalgesetzes vor rund 20 Jahren auch im Kanton Basel-Stadt
abgeschafft und «zugunsten eines nicht mehr pönalen, sondern
lenkenden Massnahmenrechts» ersetzt (vgl. zum Ganzen Ratschlag
des  Regierungsrates  vom  7.  September  1999  zum  Erlass  des
Personalgesetzes  [Ratschlag  PG],  S.  17  f.;
Meyer/Weihrauch/Hafner/Reimann,  Öffentliche
Arbeitsverhältnisse  im  Kanton  Basel-Stadt,  S.  183).

Das im Personalgesetz des Kantons Basel-Stadt (PG) verankerte
Massnahmenrecht bezweckt primär, dass die Mitarbeitenden ihre
Aufgaben ordnungsgemäss erfüllen (vgl. Ratschlag PG, S. 18).
Der  baselstädtische  Gesetzgeber  unterscheidet  zwischen
Massnahmen (§ 24 PG) und vorsorglichen Massnahmen (§ 25 PG).

Die Anordnung von Massnahmen setzt gemäss § 24 Abs. 1 PG
voraus,  dass  die  Mitarbeiterinnen  oder  Mitarbeiter  ihre
arbeitsvertraglichen  oder  gesetzlichen  Pflichten  verletzen
oder ungenügende Leistungen erbringen. Die Anstellungsbehörde
verfügt  bei  der  Anordnung  von  Massnahmen  über  einen



erheblichen  Ermessensspielraum  (vgl.  Urteil  des
Verwaltungsgerichts  Basel-Stadt  [VG  BS]  VD.2013.61  vom
30.04.2014 E. 2.3.4.2; Urteil des Bundesgerichts 8C_818/2010
vom  2.8.2011  E.  3.4),  was  in  der  Praxis  entsprechend  zum
Ausdruck kommt.

Dennoch muss eine Massnahme geeignet und erforderlich sein, um
die  ordnungsgemässe  Aufgabenerfüllung  (wieder)
sicherzustellen,  d.h.,  die  Anstellungsbehörde  ist  an  den
Grundsatz der Verhältnismässigkeit gebunden (siehe § 24 Abs. 1
PG; Ratschlag PG, S. 50). Die Anstellungsbehörde trägt die
Beweislast dafür, dass die Voraussetzungen für die Anordnung
einer  Massnahme  erfüllt  sind  (vgl.  Entscheid  der
Personalrekurskommission Basel-Stadt (PRK) Fall Nr. 102 vom
20.03.2014 E. 3a ff.).

Als  förmliche  Massnahmen  sieht  das  PG  abschliessend  den
schriftlichen Verweis sowie die Änderung des Aufgabengebiets
an  demselben  oder  einem  anderen  Arbeitsplatz  vor.  In  der
Praxis  wird  im  Vorfeld  oder  anstelle  einer  förmlichen
Massnahme regelmässig auf informelle Mittel bzw. Massnahmen,
wie beispielsweise eine Ermahnung, zurückgegriffen, was gemäss
Rechtsprechung  des  Verwaltungsgerichts  zulässig  ist  (vgl.
Urteil des VG BS VD.2013.61 vom 30.04.2014 E. 2.3.4.2; vgl.
Meyer/Weihrauch/Hafner/Reimann, a.a.O., S. 185).

Keine Massnahme im Sinne von § 24 f.  PG stellt insbesondere
auch die in der Praxis häufig vorkommende Auferlegung einer
Bewährungsfrist gemäss § 30 Abs. 3 PG dar. Der Sinn und Zweck
einer  Bewährungsfrist  liegt  darin,  eine  bevorstehende
Kündigung zu vermeiden (Entscheid der PRK Fall Nr. 114 vom
23.6.2016 E. 5b). Im Gegensatz zur Anordnung einer Massnahme
ist die Ansetzung einer Bewährungsfrist nicht selbstständig
anfechtbar.  Einwendungen  gegen  die  Auferlegung  einer
Bewährungsfrist können lediglich im Rahmen eines allfälligen
nachfolgenden Rekursverfahrens gegen eine Kündigung oder eine
Massnahme gemäss § 24 f. PG geltend gemacht werden (vgl. § 15
VO PG).



Der schriftliche Verweis
Dem  schriftlichen  Verweis  kommt  sowohl  Rüge-  als  auch
Warnfunktion  zu  (Meyer/Weihrauch/Hafner/Reimann,  a.a.O.,  S.
185 m.w.H.). Ein Verweis kann mit der Androhung der Kündigung
und der Ansetzung einer entsprechenden Bewährungsfrist gemäss
§  30  Abs.  3  PG  verbunden  werden,  sofern  dadurch  das
Verhältnismässigkeitsprinzip  (siehe  hierzu  Ausführungen
hiervor)  nicht  verletzt  wird  (siehe  Urteil  des  VG  BS
VD.2013.61 vom 30.4.2014; Entscheid der PRK Fall Nr. 99 vom
3.4.2013).  Wird  mit  dem  Verweis  die  Ansetzung  einer
Bewährungsfrist verknüpft, so hat dies zur Folge, dass die
Ansetzung  der  Bewährungsfrist  gemeinsam  mit  dem  Verweis
angefochten werden kann (Entscheid der PRK Fall Nr. 11 vom
7.11.2001  E.  2b).  Demgegenüber  ist  die  Anfechtung  einer
Bewährungsfrist, die unabhängig von einem Verweis angesetzt
wird,  nicht  möglich  (vgl.  §  15  VO  PG).  Im  Vergleich  zur
Änderung des Aufgabengebietes stellt der schriftliche Verweis
die mildere förmliche Massnahme dar (vgl. Urteil des VG BS
VD.2013.61 vom 30.4.2014 E. 2.3.4.2).

Änderung des Aufgabengebiets
Eine Änderung des Aufgabengebietes an demselben oder einem
anderen Arbeitsplatz darf – nebst den weiteren Voraussetzungen
für die Anordnung einer Massnahme – nur vorgenommen werden,
wenn die neue Stelle tatsächlich und unbefristet vorhanden
ist. (Entscheid der PRK Fall Nr. 48 vom 27.10.2004 E. 2d). Die
Änderung des Aufgabengebietes geht unter Umständen mit einer
Lohnkürzung einher, da gemäss § 24 Abs. 2 bei einer Änderung
des  Aufgabengebietes  der  Lohn  entsprechend  dem
Schwierigkeitsgrad der neuen Aufgabe ausgerichtet wird. Führt
eine  Änderung  des  Aufgabengebietes  zu  einer  Kürzung  des
Lohnanspruches, ist für die Wirksamkeit der Lohnkürzung die
Kündigungsfrist einzuhalten (§ 12 VO PG).

In der Praxis bereitet bisweilen die Abgrenzung zur Versetzung



aus  organisatorischen  Gründen  gemäss  §  12  Abs.  3  PG
Schwierigkeiten.  §  12  Abs.  3  PG  sieht  vor,  dass  die
Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter  sofern  erforderlich  neue
Aufgaben  bzw.  ein  der  Ausbildung  und  den  Fähigkeiten
entsprechendes anderes Aufgabengebiet am selben oder an einem
anderen Arbeitsort zu übernehmen haben. Ob die Zuweisung eines
neuen  Aufgabengebiets  im  Einzelfall  aus  organisatorischen
Gründen  gemäss  §  12  Abs.  3  PG  oder  aus  disziplinarischen
Gründen gemäss § 24 PG erfolgt, ist insbesondere mit Bezug auf
die Rechtsfolgen von Relevanz: Im Unterschied zur Versetzung
gemäss § 24 behält die oder der betroffene Mitarbeitende bei
einer Versetzung aus organisatorischen Gründen gemäss § 12
Abs.  3  PG  den  frankenmässigen  Lohnanspruch  ihrer/  seiner
bisherigen Einreihung und Einstufung. Die Unterscheidung ist
zudem auch bezüglich der Frage der Zuständigkeit relevant –
während Rekurse gegen eine Versetzung gemäss § 12 Abs. 3 PG an
den Regierungsrat zu richten sind, muss im Falle der Anordnung
einer  Änderung  des  Aufgabengebietes  gemäss  §  24  PG  die
Personalrekurskommission angerufen werden.

Vorsorgliche Massnahmen
Vorsorgliche Massnahmen kann die Anstellungsbehörde gemäss §
25  PG  treffen,  wenn  der  geordnete  Vollzug  der  Aufgaben
gefährdet ist. Die vorsorglichen Massnahmen dienen dabei zur
Überbrückung der Zeitspanne bis zur abschliessenden Klärung
der  Sachlage.  Die  Anstellungsbehörde  muss  dabei  lediglich
glaubhaft  machen,  dass  der  geordnete  Vollzug  der  Aufgaben
gefährdet  ist.  Glaubhaft  gemacht  ist  die  Gefährdung  des
geordneten  Aufgabenvollzuges  gemäss  Rechtsprechung  der
Personalrekurskommission dann, wenn dafür aufgrund objektiver
Anhaltspunkte  eine  gewisse  Wahrscheinlichkeit  besteht  (vgl.
zum Ganzen Entscheid der PRK Fall Nr. 84 vom 11.9.2008 E. 2).

In § 13 Abs. 1 lit. a–d der Verordnung zum Personalgesetz wird
in einer nicht abschliessenden Aufzählung konkretisiert, unter
welchen Voraussetzungen von einer Gefährdung des geordneten



Aufgabenvollzuges ausgegangen werden kann:

wenn ein Verbrechen oder Vergehen in Frage steht;
wenn zu befürchten ist, dass die Untersuchung erschwert
würde;
wenn zu befürchten ist, dass das Interesse des Dienstes
geschädigt würde;
wenn eine von sexueller Belästigung betroffene Person zu
schützen ist.

Die  Arten  von  vorsorglichen  Massnahmen  sind  im  PG  nicht
abschliessend geregelt: Gesetzlich vorgesehen ist die Änderung
des  bisherigen  Aufgabengebietes  (am  selben  oder  an  einem
anderen Arbeitsplatz) unter Beibehaltung (!) des bisherigen
Lohnanspruches  sowie  die  Freistellung  (vgl.  §  25  Abs.  1
Personalgesetz).

Für  die  Anordnung  von  vorsorglichen  Massnahmen  ist
grundsätzlich  die  Anstellungsbehörde  zuständig  (vgl.  §  25
Abs. 2 PG i.V.m. § 13 Abs. 3 VO PG). Bei unmittelbarer Gefahr
für  Leib,  Leben  oder  für  Sachgüter,  können  vorsorgliche
Massnahmen durch alle Vorgesetzten angeordnet werden, wobei
diese Anordnung jedoch unverzüglich der Anstellungsbehörde zur
Genehmigung  zu  unterbreiten  ist  (vgl.  §  25  Abs.  2  PG
i.V.m. § 13 Abs. 3 VO PG). Sobald der in Frage stehende
Sachverhalt abschliessend geklärt ist, sind die vorsorglichen
Massnahmen  entweder  aufzuheben  oder  durch  eine  definitive
Massnahme im Sinne von § 24 PG zu ersetzen (vgl. auch § 13
Abs. 2 VO PG).

Formvorschriften  und
Verfahrensrechtliches
Gemäss  §  11  VO  PG  haben  sowohl  definitive  als  auch
vorsorgliche Massnahmen in Form einer Verfügung zu erfolgen,
d.h.,  eine  entsprechende  Massnahme  ist  der  oder  dem
betroffenen  Mitarbeitenden  schriftlich  zu  eröffnen,  zu
begründen  und  muss  eine  Rechtsmittelbelehrung  enthalten.



Betroffene Mitarbeitende haben zudem Anspruch auf Gewährung
des rechtlichen Gehörs; dazu gehört namentlich das Recht auf
Stellungnahme  im  Vorfeld  der  Anordnung  der  Massnahme,  das
Recht auf Einsicht in die Verfahrensakten sowie das Recht,
eine Vertrauensperson (bzw. eine Anwältin oder einen Anwalt)
beizuziehen (vgl. § 10 Abs. 1-3 VO PG). Bei unaufschiebbaren
vorsorglichen Massnahmen ist das rechtliche Gehör spätestens
nach der Anordnung einer vorsorglichen Massnahme zu gewähren
(§ 10 Abs. 4 VO PG). Verfügungen betreffend Massnahmen gemäss
den  §§  24  und  25  PG  können  mittels  Rekurs  bei  der
Personalrekurskommission  und  deren  Entscheid  beim
Verwaltungsgericht angefochten werden (§ 40 Abs. 1 PG).

Ordentliche
Mitgliederversammlung  2020
auf dem Schriftweg
geschrieben von Gabriela Sollberger | August 14, 2026
Die  ordentliche  Mitgliederversammlung  2020  des
Baselstädtischen Angestellten-Verbandes (BAV) wurde gestützt
auf  die  vom  Bundesrat  erlassene  Sonderregelung  für
Versammlungen von Gesellschaften (Art. 27 Covid-19-Verordnung
3) auf schriftlichem Weg durchgeführt. Die Abstimmung ergab,
dass sämtliche Anträge des Vorstandes mit grosser Mehrheit
angenommen wurden.

Aufgrund der Coronavirus-Pandemie hat der BAV-Vorstand Ende
März 2020 auf der Homepage des BAV und in der ZV Info über die
Verschiebung  der  ursprünglich  auf  den  28.  Mai  2020
terminierten ordentlichen Mitgliederversammlung 2020 (auf ein
noch  nicht  näher  bestimmtes  Datum  im  Spätsommer  2020)
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informiert. Bereits im Sommer 2020 erschien es als nahezu
ausgeschlossen, dass im Jahr 2020 eine Mitgliederversammlung
im gewohnten Rahmen durchgeführt werden kann.

Aus  diesem  Grund  hat  der  Vorstand  des  BAV  anlässlich  der
Vorstandssitzung  vom  25.  Juni  2020  einstimmig  beschlossen,
dass die ordentliche Mitgliederversammlung 2020, gestützt auf
die vom Bundesrat erlassene Sonderregelung für Versammlungen
von  Gesellschaften  (Art.  27  Covid-19-Verordnung  3),  auf
schriftlichem Weg durchgeführt wird. Darüber hat der Vorstand
in  der  September-Ausgabe  der  ZV  Info  sowie  auf  der  BAV-
Homepage informiert.

Die vom Vorstand getroffene Anordnung bedeutet, dass die BAV-
Mitglieder  ihre  Mitgliedschaftsrechte  im  Jahr  2020
ausschliesslich schriftlich – mittels Stimmzettel – ausüben
konnten.  Eine  sogenannte  «Restversammlung»,  an  welcher
zwingend eine vorsitzende Person aus dem Vorstand und eine
protokollführende/stimmenzählende  Person  teilnehmen,  hatte
zwar  weiterhin  stattzufinden,  jedoch  aufgrund  der
massgeblichen  Bestimmungen  der  Covid-19-Verordnung  3  ohne
physisches Teilnahmerecht der Mitglieder.

Am  7.  Dezember  2020  hat  der  Vorstand  den  Mitgliedern  die
Traktandenliste samt Anträgen und Bemerkungen des Vorstandes,
den  Jahresbericht  2019  sowie  die  weiteren  relevanten
Unterlagen per A-Post zugesendet und sie dazu eingeladen, ihre
Stimme mit ebenfalls beiliegendem Stimmzettel bis spätestens
21. Dezember 2020 abzugeben.

Die  vorerwähnte  «Restversammlung»,  an  welcher  BAV-Präsident
Dr. Gregor Thomi als vorsitzende Person und Sekretär Steven
Hürlimann  als  Protokollführer  und  Stimmenzähler  teilnahmen,
fand  am  23.  Dezember  2020  statt.  Der  Sekretär  hat  die
fristgerecht  eingegangenen  Stimmzettel  ausgezählt  und  die
abgegebenen Stimmen validiert. Bis und mit 21. Dezember 2020
sind  insgesamt  175  Stimmzettel  beim  BAV-Sekretariat
eingegangen; es haben somit 175 BAV-Mitglieder ihr Stimmrecht



fristgerecht wahrgenommen.

Die  erst  nach  dem  21.  Dezember  2020  beim  BAV-Sekretariat
eingegangenen Stimmen wurden nicht berücksichtigt. Seitens der
Mitglieder sind weder eigene Anträge noch Gegenanträge beim
Vorstand eingegangen. Gemäss Art. 11 der Statuten des BAV ist
die Mitgliederversammlung beschlussfaḧig, welches auch die
Zahl der anwesenden Mitglieder sei, sofern die Statuten nicht
etwas  anderes  vorsehen.  Massgebend  ist  das  relative  Mehr.
Ergibt sich Stimmengleichheit, so entscheidet bei Wahlen das
Los und bei Abstimmungen der Stichentscheid des Pras̈identen.

Wie der Präsident anlässlich der «Restversammlung» vom 23.
Dezember  2020  feststellte,  wurden  sämtliche  Anträge  des
Vorstandes mit grosser Mehrheit angenommen. Die schriftliche
Abstimmung  ergab  folgende  Beschlüsse  der
Mitgliederversammlung:

Das Protokoll der ordentlichen Mitgliederversammlung 2019, der
Jahresbericht  2019  sowie  die  Jahresrechnung  2019  wurden
genehmigt  und  dem  Vorstand  wurde  Décharge  erteilt.  Der
Jahresverlust 2019 wurde auf die neue Rechnung vorgetragen.
Ebenfalls  genehmigt  wurde  das  Budget  2020.  Der
Mitgliederbeitrag wird auch für das Jahr 2021 unverändert bei
Fr.  160.–  für  Aktive  und  Fr.  80.–  für  Pensionierte  und
Lehrlinge belassen.

Die laufende Amtsperiode des Vorstands und des Beirats des BAV
dauert noch bis zur Mitgliederversammlung 2022. Neu in den
Vorstand gewählt wurde Frau Sandra Haas. Sandra Haas ist seit
rund acht Jahren im Universitätsspital Basel als Leiterin der
Abteilung  Leistungserfassung/Finanzen  tätig  und  seit  über
sechs Jahren Mitglied im BAV. Damit umfasst der Vorstand des
BAV aktuell folgende zehn Mitglieder:

Dr. Gregor Thomi Präsident

Andreas Reyes Vizepräsident

Sandra Haas Kassierin/Ressort Finanzen

Steven Hürlimann Sekretär

Dr. Markus Dürrenberger Ressort Versicherungen/ Ressort Universität

Christian Heim Ressort Personalrecht

Werner Weisskopf Ressort Public Relations/ Ressort Spitäler



Patrizia Bardelli  

Prof. Dr. Anne Eckert  

Haci Akgül  

Als  zusätzliches  Beiratsmitglied  wurde  Herr  Michel  Vogel
gewählt.  Michel  Vogel  ist  seit  rund  16  Jahren  als
Schulhauswart des Gymnasiums Kirschgarten tätig und seit knapp
acht Jahren Mitglied im BAV. Nachdem Herr Florim Ferati Ende
Juli 2020 seinen sofortigen Rücktritt aus dem Beirat erklärt
hatte, umfasst der Beirat nun wieder vier Verbandsmitglieder,
womit  die  in  den  Statuten  vorgegebene  Mindestanzahl
wiederhergestellt ist. Der Beirat des BAV setzt sich neu wie
folgt zusammen:

Thomas Mohler Präsident

Roger Chitvanni  

Michèle Runco  

Michel Vogel  
Als Rechnungsrevisoren für das Jahr 2020 wurden Herr Pascal
Bornèque (bisher) und der ehemalige Sekretär des BAV, Dr.
Georg  Schürmann  (bisher  Ersatzrevisor),  gewählt;  als
Ersatzrevisoren Herr Claudius Asche (bisher) und Herr Ralf
Vogt (neu).

Die ordentliche Mitgliederversammlung 2021 des BAV ist auf
Mittwoch, 30. Juni 2021, 18.00 Uhr terminiert. Der Vorstand
hofft, dass die diesjährige Mitgliederversammlung wieder im
gewohnten Rahmen stattfinden kann, andernfalls müsste erneut
auf den Schriftweg ausgewichen werden. Für die übrigen BAV-
Veranstaltungen, insbesondere auch für den Ausflug der Gruppe
Pensionierte  und  den  Pensionierten-Stamm,  hat  der  Vorstand
angesichts  der  aktuellen  Situation,  welche  mit  viel
Ungewissheit  verbunden  ist,  noch  keine  konkreten  Termine
festgesetzt.

MLaw Steven Hürlimann
Sekretär BAV, Advokat



Baselstädtisches
Personalrecht:
Kündigungsschutz und Anspruch
auf  Lohnfortzahlung  bei
Arbeitsunfähigkeit  infolge
Krankheit oder Unfall
geschrieben von Gabriela Sollberger | August 14, 2026
Der Kündigungsschutz und der Anspruch auf Lohnfortzahlung bei
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit oder Unfall sind häufig
Gegenstand  von  Anfragen  rechtsuchender  Mitglieder  an  das
Sekretariat des Baselstädtischen Angestellten-Verbandes (BAV).
Der  vorliegende  Beitrag  soll  einen  Überblick  über  die
entsprechenden  Regelungen  im  Anwendungsbereich  des
Personalgesetzes  des  Kantons  Basel-Stadt  geben.

Kündigungsschutz bei Arbeitsunfähigkeit
Wie im Obligationenrecht ist auch im Personalgesetz vom 17.
November 1999 des Kantons Basel-Stadt (PG) für den Fall der
(ganzen oder teilweisen) Arbeitsverhinderung wegen Krankheit
oder Unfall eine Kündigungssperrfrist verankert. Gemäss § 37
PG gilt für das baselstädtische Staatspersonal eine Sperrfrist
von 365 Tagen, innert welcher den betroffenen Mitarbeiterinnen
und  Mitarbeitern  nicht  gekündigt  werden  darf.  Die
Kündigungssperrfrist hat zum Zweck, dass den Mitarbeitenden in
einer  Zeitperiode,  in  welcher  sie  aufgrund  der
Arbeitsverhinderung keine neue Stelle finden können, Schutz
vor  dem  Verlust  der  Stelle  gewährt  werden  soll  (vgl.
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Streiff/von Kaenel/Rudolph, Arbeitsvertrag Praxiskommentar zu
Art. 319–362 OR, N 2 zu Art. 336c).

Die  Sperrfrist  gelangt  –  wie  im  privatrechtlichen
Arbeitsverhältnis  –  erst  nach  Ablauf  der  Probezeit  zur
Anwendung.  Befristet  angestellte  Mitarbeitende  können  sich
nicht  auf  die  Sperrfrist  berufen,  wenn  die  Auflösung  des
Anstellungsverhältnisses aufgrund des Ablaufs der Befristung
erfolgt.  Auch  bei  einer  fristlosen  Entlassung  greift  der
Sperrfristenschutz nicht. Die Frage, inwiefern das Verschulden
der Mitarbeitenden an der eigenen Arbeitsunfähigkeit für die
Auslösung  einer  Sperrfrist  relevant  ist,  ist  im  PG  nicht
explizit  geregelt.  Gemäss  baselstädtischer  Rechtspraxis  ist
hinsichtlich der Frage des Verschuldens auf das Privatrecht
abzustellen,  da  §  37  PG  –  mit  Ausnahme  der  Dauer  der
Sperrfrist – bezüglich sämtlicher Tatbestandsvoraussetzungen
auf  die  Bestimmungen  des  Obligationenrechts  (OR)  über  die
Kündigung  zur  Unzeit  nach  Ablauf  der  Probezeit  verweist.
Gemäss Art. 336c Abs. 1 lit. b OR kommt der Sperrfristenschutz
nur  bei  unverschuldeter  Arbeitsverhinderung  zur  Anwendung.
Eine  Arbeitsunfähigkeit  ist  gemäss  privatrechtlicher  Lehre
grundsätzlich  verschuldet,  wenn  diese  durch  grobes
Selbstverschulden  herbeigeführt  wurde  (vgl.  zum  Ganzen
Meyer/Weihrauch/Hafner/Reimann,  Öffentliche
Arbeitsverhältnisse im Kanton Basel-Stadt, S. 132, 134 m. w.
H.).

Eine  während  der  Sperrfrist  ausgesprochene  Kündigung  ist
nichtig und muss nach Ablauf der Sperrfrist wiederholt werden.
Tritt  die  Arbeitsunfähigkeit  erst  nach  der  Zustellung  der
Kündigung ein, bleibt die Kündigung zwar gültig, jedoch wird
der Lauf der Kündigungsfrist während der Dauer der Sperrfrist
unterbrochen und erst mit dem Ende der Arbeitsunfähigkeit bzw.
mit  der  Ausschöpfung  der  maximalen  Sperrfrist  fortgesetzt
(vgl. Streiff/von Kaenel/ Rudolph, a.a.O., N 10 zu Art. 336c).

Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung löst jede auf einem
neuen Grund beruhende Arbeitsverhinderung wegen Krankheit oder



Unfall  eine  neue  Sperrfrist  aus,  sofern  zwischen  den
Krankheiten oder Unfällen kein Zusammenhang besteht (vgl. u.a.
Urteil des Bundesgerichts 4A_706/2016 vom 4. August 2017 E.
2.1). Beruhen verschiedene Arbeitsunfähigkeiten auf derselben
medizinischen  Ursache,  so  werden  die  Krankheits-  bzw.
Unfalltage  zusammengezählt,  bis  die  maximale  Dauer  der
Sperrfrist  erreicht  ist  (vgl.  Entscheid  der
Personalrekurskommission Basel-Stadt Nr. 89 vom 20. April 2010
E. 2.2).

Dauert die Arbeitsunfähigkeit auch nach Ablauf der Sperrfrist
fort,  kann  die  Anstellungsbehörde  das  Arbeitsverhältnis
gestützt auf den Kündigungsgrund der ganzen oder teilweisen
Verhinderung an der Aufgabenerfüllung gemäss § 30 Abs. 2 lit.
a PG kündigen. Die Anstellungsbehörde ist jedoch – auch wenn
dies im Gesetz nicht ausdrücklich vorgesehen ist – gehalten,
im Einzelfall rechtzeitig zu prüfen, ob allenfalls eine andere
Einsatzmöglichkeit  und  damit  die  Weiterbeschäftigung  der
betroffenen  Person  möglich  ist  (vgl.  Ratschlag  des
Regierungsrates  vom  7.  September  1999  zum  Erlass  des
Personalgesetzes,  S.  22  und  51  f.).

§ 34 Abs. 1 PG sieht vor, dass das Anstellungsverhältnis mit
Beginn  von  Rentenzahlungen  der  Eidgenössischen
Invalidenversicherung  bzw.  nach  16-monatiger  ganzer  oder
teilweiser Arbeitsverhinderung auch ohne Kündigung endet. Aus
der  vom  Bundesgericht  bestätigten  Rechtsprechung  des
Verwaltungsgerichts  des  Kantons  Basel-Stadt  ergibt  sich
jedoch, dass § 34 Abs. 1 PG im Sinne einer teleologischen
Reduktion dahingehend auszulegen ist, dass eine automatische
Auflösung des Anstellungsverhältnisses nur in Fällen erfolgen
kann,  wo  Ansprüche  auf  Rentenleistungen  der
Invalidenversicherung  bestehen  (vgl.  u.  a.  Urteil  des
Verwaltungsgerichts  Basel-Stadt  VD.2016.75  vom  19.  Oktober
2016  E.  3.3.8;  bestätigt  durch  Urteil  des  Bundesgerichts
8C_46/2017 vom 7. August 2017 E. 5.3). Für Mitarbeitende, die
zwar  über  die  Dauer  von  16  Monaten  hinaus  an  der



Aufgabenerfüllung verhindert sind, jedoch (noch) nicht über
entsprechende Rentenansprüche verfügen, kommt § 34 Abs. 1 PG
somit nicht zur Anwendung. Der Anstellungsbehörde steht es in
solchen Fällen jedoch frei, eine ordentliche Kündigung gemäss
§  30  Abs.  2  lit.  a  PG  auszusprechen
(Meyer/Weihrauch/Hafner/Reimann,  a.a.O,  S.  239).

Lohnfortzahlungspflicht  bei
Arbeitsunfähigkeit
Gemäss § 26 Abs. 1 PG haben Angestellte des Kantons Basel-
Stadt, die wegen einer Krankheit oder eines Unfalls an der
Arbeitsleistung verhindert sind, Anspruch auf Lohnfortzahlung
bis zur Wiedererlangung der Arbeitsfähigkeit, längstens jedoch
bis  zur  Beendigung  des  Anstellungsverhältnisses.  Geschuldet
ist  der  Grundlohn  zuzüglich  regelmässig  bezogener  Nacht-,
Sonn-, Feiertags- und Pikettdienstzulagen, welche gemäss § 39
der  Verordnung  zur  Arbeitszeit  der  Mitarbeiterinnen  und
Mitarbeiter  des  Kantons  Basel-Stadt  (Arbeitszeitverordnung,
AZV) bei Krankheit ab dem 15. Tag und bei Unfall ab dem 4. Tag
weiter ausgerichtet werden.

Der Kanton Basel-Stadt hat zugunsten seiner Angestellten eine
Taggeldversicherung für krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit
abgeschlossen.  Die  Krankentaggeldversicherung  richtet  unter
Anrechnung  einer  Wartezeit  während  maximal  730  Tagen  ein
Taggeld in der Höhe von 80% des Lohnes aus (vgl. § 2 Abs. 3
des Gesetzes betreffend die Versicherung der Mitarbeiterinnen
und  Mitarbeiter  des  Kantons  Basel-Stadt  bei  Unfall  und
Krankheit vom 29. April 1992). Bei befristeten Anstellungen
besteht der Anspruch auf Krankentaggeld nur dann, wenn das
Arbeitsverhältnis für mehr als sechs Monate eingegangen wurde
(vgl.  Dokument  «Allgemeine  Anstellungsbedingungen  beim
Arbeitgeber  Basel-Stadt»  von  Human  Resources  Basel-Stadt,
Ziff. 3). Bei unfallbedingter Arbeitsverhinderung richten sich
die Taggeldleistungen nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes



über die Unfallversicherung (UVG) vom 20. März 1981 (Taggeld
in  Höhe  von  80%  des  versicherten  Verdienstes  bis  zur
Wiedererlangung der Arbeitsfähigkeit bzw. bis zum Beginn einer
Rente). Dies bedeutet, dass sich die Lohnfortzahlungspflicht
des  Arbeitgebers  ab  dem  Zeitpunkt  der  Ausrichtung  der
Taggeldleistungen  auf  die  verbleibenden  20%  des  Lohnes
beschränkt (vgl. §26Abs.3PG).

Während  die  Lohnfortzahlungspflicht  des  Arbeitgebers  –  wie
eingangs erwähnt – an den Bestand des Arbeitsverhältnisses
geknüpft ist, erfolgen die Leistungen der Krankentaggeld- und
der  Unfallversicherung  auch  nach  Beendigung  des
Anstellungsverhältnisses.

Die  Vertretung  und  der
Rechtsschutz des BAV
geschrieben von Gabriela Sollberger | August 14, 2026
Der  Baselstädtische  Angestellten-Verband  (BAV)  nimmt  seine
Aufgaben durch verschiedene Organe und Personen wahr. Neben
der Mitgliederversammlung und dem Sekretariat geschieht dies
insbesondere durch den Vorstand und den Beirat. Zusätzlich
spielt der BAV eine aktive Rolle in der Sozialpartnerschaft im
Kanton Basel-Stadt.

Der  BAV  vertritt  die  Interessen  seiner  Mitglieder  auf
verschiedenen  Ebenen  und  in  diversen  Gremien.  Neben  den
Aufgaben  der  Sozialpartnerschaft  gewährt  der  BAV  seinen
Mitgliedern einen unentgeltlichen Rechtsschutz in sämtlichen
anstellungsrechtlichen Fragen und – in begrenztem Umfang – in
den übrigen Rechtsgebieten. Der BAV kann die Interessen der
Mitarbeitenden des Kantons Basel-Stadt und der angeschlossenen
Institutionen umso besser vertreten, je mehr Gewicht er hat.
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Er ist deshalb stets darauf angewiesen, dass seine Mitglieder
neue Mitglieder werben, indem sie Kolleginnen und Kollegen zum
Eintritt in den BAV ermuntern. BAV-Mitglieder erhalten für
jedes neue Mitglied, das geworben wird, einen Pro-Innerstadt-
Gutschein im Wert von Fr. 20.–.

I. Vorstand und Beirat
Der Vorstand leitet die Geschäfte und vertritt den Verband
nach aussen. Es stehen ihm alle Befugnisse zu, welche nicht
durch  die  Statuten  einem  anderen  Verbandsorgan  übertragen
sind.  Der  Vorstand  des  BAV  besteht  zurzeit  aus  neun
Mitgliedern,  von  welchen  einzelne  für  bestimmte  Ressorts
verantwortlich sind.

Aktuell setzt sich der Vorstand wie folgt zusammen:

Dr. Gregor Thomi, Präsident
Andreas Reyes, Vizepräsident
Patrizia Bardelli, Finanzen
Steven Hürlimann, Sekretär
Dr. Markus Dürrenberger, Ressort Versicherungen
Prof. Dr. Anne Eckert
Christian Heim, Ressort Personalrecht
Werner Weisskopf, Ressort Public Relations
Haci Akgül

Der Beirat behandelt eigene Geschäfte oder solche, die ihm vom
Vorstand aufgetragen worden sind, und hat insbesondere das
Recht  zur  Antragsstellung  gegenüber  dem  Vorstand.  Die
jeweilige  Präsidentin  oder  der  jeweilige  Präsident  des
Beirates nimmt an den Sitzungen des Vorstandes teil.

Der Beirat des BAV besteht aktuell aus folgenden Mitgliedern:

Thomas Mohler, Präsident
Roger Chitvanni
Florim Ferati
Michèle Runco



II. Vertretung in verschiedenen Gremien
Ein wichtiger Teil der Sozialpartnerschaft ist der Einsitz von
Arbeitnehmervertretern in verschiedenen Gremien, die sich mit
dem Anstellungsverhältnis des baselstädtischen Staatspersonals
befassen.  Ein  Teil  der  Sozialpartnerschaft  wird  von  der
Arbeitsgemeinschaft  der  baselstädtischen
Staatspersonalverbände (AGSt) ausgeübt. Der BAV ist aktuell in
den  in  der  Tabelle  aufgeführten  Gremien  durch  Vorstands-,
Verbandsmitglieder und/oder den Sekretär vertreten.

III.  Rechtsschutz  in
anstellungsrechtlichen Fragen
Das Rechtsschutzreglement des BAV sieht vor, dass der Sekretär
des BAV den Verbandsmitgliedern zur Besprechung und Behandlung
dienstlicher  und  beruflicher  Fragen  unentgeltlich  zur
Verfügung  steht.  Soweit  Verbandsmitglieder  vom  Verband  im
Rahmen  von  Einsprachen,  Rekursen  etc.  rechtliche
Verbeiständung  benötigen,  wird  ihnen  diese  vom
Verbandssekretär  gewährt,  wobei  der  Sekretär  seit  mehreren
Jahrzehnten jeweils auch als selbstständiger Anwalt tätig ist
und somit über das nötige Fachwissen verfügt.

Ebenfalls  rege  genutzt  wird  der  vom  BAV  angebotene
Rechtsschutz  ausserhalb  des  Personalrechts.  So  haben  die
Mitglieder die Möglichkeit, beim Anwalt des Verbandes eine auf
eine  Stunde  pro  Kalenderjahr  begrenzte  unentgeltliche
Rechtsauskunft  in  privaten  –  nicht  das  Arbeitsverhältnis
betreffenden – Angelegenheiten einzuholen.

Mitglieder,  welche  neu  in  den  Verband  aufgenommen  werden,
haben  in  dem  Falle,  da  sie  vom  Verband  rechtliche
Verbeiständung im Rahmen des Rechtsschutzes wünschen, neben
dem  ordentlichen  Jahresbeitrag  einen  Selbstbehalt  an  die
Rechtsschutzkosten  zu  leisten;  die  Höhe  des  Selbstbehaltes
richtet sich dabei nach dem zu erwartenden Aufwand und ist auf



maximal vier Jahresbeiträge beschränkt.


